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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Becker (Frankfurt), Burger, 

Dr. Hammans, Hasinger, Frau Geier, Link, Frau Karwatzki, Kroll-Schlüter, Franke, 
Zink, Geisenhofer, Dr. George, Pohlmann, Müller (Berlin), Höpfinger, Picard, 

Dr. Lenz (Bergstraße), Dr. Langner, Stahlberg, Dr. Jentsch (Wiesbaden), 

Böhm (Melsungen), Bühler (Bruchsal) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 8/952 - 


Umsetzung der gesundheitlichen Aufklärung in gesundheitsorientiertes Verhalten 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit - 014/341 -KA 8 -30 - hat mit 
Schreiben vom 21. Oktober 1977 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Die Kostenentwicklung im Gesundheitswesen bereitet allen Be- 
teiligten erhebliche Sorgen. Bei einer Suche nach Lösungen wird 
immer wieder die Vorbeugung in den Vordergrund gerückt. 

Wenn auch allgemein bekannt ist, wie gefährlich die Folgen von 
übermäßigem Zigaretten- und Alkoholkonsum, von Überernäh- 
rung und Bewegungsarmut für die Gesundheit sind, so kann das 
Wissen allein noch lange nicht das Verhalten der Menschen 
beeinflussen. Die steigende Zahl von Alkoholikern und von 
„Zivilisationskranken", deren Krankheit häufig das Ergebnis 
uneinsichtiger Lebensführung ist, belegen dies deutlich. Es man- 
gelt in erster Linie an der Umsetzung der gesundheitlichen Auf- 
klärung in gesundheitsbewußtes Verhalten. 


1. Sind der Bundesregierung die Ursachen dieser mangelhaften 
Umsetzung bekannt? 

Es ist nicht nur allen, die mit Gesundheitsaufklärung und Ge- 
sundheitserziehung zu tun haben, seit langem bekannt, daß die 
Umsetzung von Wissen in Verhalten oft unzureichend ist, teil- 
weise konnten die Ursachen dafür auch erkannt werden. 
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Wichtige Hemmnisse sind in der praktischen Orientierung an 
traditionellen und teilweise überholten gesundheitlichen Ver- 
haltensmustern zu sehen; hinzu kommt das auf Genuß und Be- 
quemlichkeit ausgerichtete Wohlstandsverhalten mit dem Fehl- 
ernährung, Bewegungsarmut, sowie falsche Nutzung von Frei- 
zeit und Urlaub verbunden sein können, während gesundheits- 
gerechtes Verhalten körperliche Betätigung, aktives Handeln 
und vernünftiges Konsumverhalten erfordert. 

Sehr bedeutsam dürfte für die fehlende bzw. mangelnde Um- 
setzung die Tatsache sein, daß die Bürger ihr Wissen und 
ihre Ängste um die Gefährdung verdrängen. Dazu werden sie 
durch die Kenntnis ermutigt, derzufolge Verhaltensfehler nicht 
zwangsläufig zu den in Betracht kommenden Krankheiten füh- 
ren, sondern nur in bestimmten, oft relativ geringen Prozent- 
sätzen. 

Weiterhin ist mitbestimmend, daß gesundheitliches Fehlverhal- 
ten über lange Zeit hinweg keine negativen Auswirkungen hat, 
so daß erst mit den späteren Folgekrankheiten Versäumnisse 
erkennbar werden. Auch dann wird eine Korrektur gesundheit- 
lichen Fehlverhaltens nur beschränkt vorgenommen, weil die 
trügerische Meinung vorherrscht, durch die ärztliche Hilfe könn- 
ten alle diese Krankheiten auskuriert und damit der alte Ge- 
sundheitszustand wiederhergestellt werden. Während Erzie- 
hung und Bildung als Produkte eines langen Lernprozesses gel- 
ten, den zu durchlaufen der einzelne durch gesellschaftliche 
Normen verpflichtet ist, wird Gesundheit als ein Zustand be- 
griffen, den man „mitbekommen hat" und den es bestensfalls 
zu bewahren gilt. 

Dabei wird Gesundheit noch als individueller Besitz verstanden, 
nicht wie „erzogen sein" oder „gebildet sein" als soziale Rolle. 
Anders als bei unerzogenem, evtl, dissozialem Verhalten oder 
bei Unkenntnis, woraus sich unmittelbar persönliche Nachteile 
herleiten, hat gesundheitliches Fehlverhalten für den einzelnen 
unmittelbar keine nachteiligen Konsequenzen, wenn man von 
den erst geraume Zeit später auftretenden Folgekrankheiten 
absieht. 

Die genannten Ursachen haben als die wesentlichsten Wider- 
stände bei der Umsetzung gesundheitlichen Wissens in gesund- 
heitsgerechtes Verhalten zu gelten und deshalb kommt es dar- 
auf an, eine Strategie zu verfolgen, um Gesundheit auch als 
„soziale Rolle" verständlich und annehmbar zu machen, bei der 
Rechte in Anspruch genommen werden können, weil eigene 
Verpflichtungen erfüllt worden sind. 


2. Sind der Bundesregierung Forschungsergebnisse über dieses 
Problem bekannt? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, in einem wissenschaftlidien For- 
schungsprojekt nach praktikablen Möglichkeiten zu suchen, wie 
gesundheitliche Aufklärung in gesundheitsorientiertes Verhalten 
der Menschen umgesetzt werden kann? 

Im Rahmen der kommunikationswissenschaftlichen Forschungen 
ist die Frage der Umsetzung von Wissen in Verhalten ausgiebig 
behandelt worden. Für die spezielle Fragestellung ist eine grö- 
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ßere Anzahl einschlägiger wissenschaftlicher Arbeiten bekannt. 
Bisher schon wurden von der Bundeszentrale für gesundheit- 
liche Aufklärung Forschungsberichte, wissenschaftliche Unter- 
suchungen und Studien zu inhaltlichen, methodischen und kon- 
zeptionellen Fragen erarbeitet, die zu zahlreichen Problemen 
der Umsetzung wichtige Erkenntnisse gebracht haben. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit ist 
seit geraumer Zeit bemüht, aut der Basis der vorliegenden Er- 
kenntnisse sowohl weiteren Forschungsbedarf zu ermitteln, wie 
auch zu einem umfassenden Ansatz der Gesundheitserziehung 
zu kommen. 


4. In welchem Umfang werden für derartige Untersuchungen For- 
schungsmittel bereitgestellt? 

Von der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung sind 
seit 1970 für unmittelbar auf Fragen der Gesundheitsbildung 
(Veränderung von Wissen, Einstellung und Verhalten der Be- 
völkerung) gerichtete Projekte insgesamt rund 6 Millionen DM 
aufgewendet worden, und zwar mit annähernd gleichen Quoten 
für folgende Schwerpunkte: 

a) Untersuchungen zur Ermittlung und Auswertung von Bezie- 
hungen zwischen sozialen Prozessen und gesundheitlichen 
Phänomenen; pro jektübergreif ende Umfragen und Trend- 
studien auf dem Gebiet der Gesundheitsbildung (Grund- 
lagenforschung) , 

b) Untersuchungen zur Feststellung der Wirksamkeit gesund- 
heitsbildender Maßnahmen - z. B. konzeptive Pretests, be- 
gleitende Aktionskontrollen, Posttests, Kosten-Nutzen- und 
Kosten-Wirksamkeitsanalysen - sowie zur Ermittlung von 
Erfolgskriterien auf dem Gebiet der Gesundheitsbildung, 
incl. Auswertung von Ergebnissen der Werbewirkungsfor- 
schung (Wirksamkeitsforschung). 

Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung verwendet 
im Durchschnitt pro Jahr rund 500 000 DM für Untersuchungen 
der geschilderten Art. 

Die Frage der „Gesundheitsforschung", die neben Früherken- 
nung und Vorsorge auch den Zielpunkt „Optimierung von 
Gesundheit" und damit den hier angesprochenen Komplex ein- 
bezieht, bildet im Aktionsprogramm „Forschung und Technolo- 
gie im Dienste der Gesundheit" einen eigenständigen Teil. Es 
ist darüber hinaus Vorsorge getroffen, daß aus Mitteln des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie und Gesundheit die als 
erforderlich angesehenen und erfolgversprechenden wissen- 
schaftlichen Untersuchungen durchgeführt werden können. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, insbesondere aus dem Tabak- 
steuer- und Alkoholsteueraufkommen effizientere Umsetzungs- 
maßnahmen von der gesundheitlidien Aufklärung in ein gesund- 
heitsorientiertes Verhalten zu finanzieren? 

Wie bereits in den Antworten auf die Kleinen Anfragen der 
Fraktion der CDU/CSU über gesundheitliche Auswirkungen des 
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Zigarettenraudiens (Drucksachen 7/2921, 8/475) vom 5. Mai 1975 
(Drucksache 7/3597) und vom 23. Juni 1977 (Drucksache 8/662) 
ausgeführt, bestehen grundsätzliche finanzpolitische und recht- 
liche Bedenken, weitere Teile des Steueraufkommens einer 
Zweckbindung zu unterziehen. Dies widerspräche dem Wesen 
der Steuer und dem haushaltspolitisch besonders bedeutsamen 
Grundsatz der Gesamtdeckung, wonach alle Einnahmen als Dek- 
kungsmittel für alle Ausgaben dienen. Um bei der Verwendung 
der öffentlichen Ausgaben den höchstmöglichen Nutzen zu er- 
reichen, darf der jährliche Entscheidungsspielraum für eine 
Prioritätensetzung in den verschiedenen Aufgabengebieten 
nicht weiter eingeengt werden. 


4 



